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1Ausgegeben: 8.12.2021

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen:

A.

Dem Gesetzentwurf der Landesregierung – Drucksache 17/1001 – mit folgenden 
Änderungen zuzustimmen:

I. Artikel 3 wird wie folgt geändert:

 a) Nummer 1 wird folgende neue Nummer 1 vorangestellt:

  „1.  Im Abschnitt Besoldungsgruppe A 7 wird das Amt ‚Polizeimeister1)‘ 
gestrichen.“

 b) Nach der neuen Nummer 1 wird folgende neue Nummer 2 eingefügt:

  „2.  Im Abschnitt Besoldungsgruppe A 8 wird bei der Amtsbezeichnung 
‚Polizeiobermeister‘ der Fußnotenhinweis ‚1)‘ angefügt.“

 c) Die bisherigen Nummern 1 und 2 werden die Nummern 3 und 4.

II.  In Artikel 4 wird in Nummer 1 die Zahl „980 000 000“ durch die Zahl  
„990 700 000“ ersetzt. 

III. Artikel 6 wird wie folgt gefasst:

 „Artikel 6
 Änderung des Finanzausgleichsgesetzes

  In § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Finanzausgleichsgesetzes in der Fas-
sung vom 1. Januar 2000 (GBl. S. 14), das zuletzt durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 4. Februar 2021 (GBl. S. 181, 182) geändert worden ist, werden die 
Wörter ‚833,2 Millionen Euro im Jahr 2021, 785,3 Millionen Euro im Jahr 
2022, 874,4 Millionen Euro in den Jahren 2023 und 2024 sowie 904,4 Millio-
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nen Euro ab dem Jahr 2025‘ durch die Wörter ‚497,2 Millionen Euro im Jahr 
2021, 827,9 Millionen Euro im Jahr 2022, 889,5 Millionen Euro im Jahr 2023, 
892,5 Millionen Euro im Jahr 2024, 925,6 Millionen Euro im Jahr 2025, 927,1 
Millionen Euro im Jahr 2026 sowie 904,4 Millionen Euro ab dem Jahr 2027‘ 
ersetzt.“

IV. Artikel 7 wird wie folgt geändert:

 1. Nummer 1 wird folgende neue Nummer 1 vorangestellt:

  „1. § 2 Nummer 9 wird wie folgt geändert:

    Die Wörter ‚in den Jahren 2018 und 2019 jeweils 2,72 Millionen Euro 
und ab dem Jahr 2020 jährlich 2,42‘ werden gestrichen und durch die 
Angabe ‚2,57‘ ersetzt.“

 2. Die bisherige Nummer 1 wird zu Nummer 2 und wie folgt gefasst:

  „2. § 11 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

   a) Nach Satz 5 wird folgender Satz eingefügt:

     ‚Im Jahr 2022 wird der sich aus den Sätzen 2 bis 5 ergebende Betrag 
um 20,4013 Millionen Euro erhöht.‘

   b) Der neue Satz 7 wird wie folgt gefasst:

     ‚Der Zuweisungsbetrag wird auf die einzelnen Stadt- und Land-
kreise wie folgt aufgeteilt:

    Kreis    Prozent    ___________________________________________
    Stuttgart, Stadtkreis     3,518
    Böblingen     3,189
    Esslingen     3,114
    Göppingen     2,180
    Ludwigsburg     3,150
    Rems-Murr-Kreis     3,106
    Heilbronn, Stadtkreis     0,855
    Heilbronn, Landkreis     2,890
    Hohenlohekreis     1,667
    Schwäbisch Hall     3,002
    Main-Tauber-Kreis     2,305
    Heidenheim     1,368
    Ostalbkreis     3,107
    Baden-Baden, Stadtkreis     0,359
    Karlsruhe, Stadtkreis     0,710
    Karlsruhe, Landkreis     3,949
    Rastatt     2,279
    Heidelberg, Stadtkreis     0,492
    Mannheim, Stadtkreis     2,071
    Neckar-Odenwald-Kreis     2,386
    Rhein-Neckar-Kreis     4,334
    Pforzheim, Stadtkreis     0,396
    Calw     1,802
    Enzkreis     2,025
    Freudenstadt     1,809
    Freiburg, Stadtkreis     0,615
    Breisgau-Hochschwarzwald     3,849
    Emmendingen     2,073
    Ortenaukreis     4,630
    Rottweil     1,918
    Schwarzwald-Baar-Kreis     2,347
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    Tuttlingen     1,700
    Konstanz     2,188
    Lörrach     2,165
    Waldshut     2,304
    Reutlingen     2,575
    Tübingen     1,851
    Zollernalbkreis     2,223
    Ulm, Stadtkreis     0,503
    Alb-Donau-Kreis     2,843
    Biberach     2,362
    Bodenseekreis     2,065
    Ravensburg     3,562
    Sigmaringen     2,164    ____________________________________________
    Summe   100,000.‘“

 3. Die bisherigen Nummern 2 und 3 werden zu den Nummern 3 und 4.

 4. Die bisherige Nummer 4 wird zu Nummer 5 und wie folgt gefasst:

  „5. § 39 werden folgende Absätze 41 und 42 angefügt:

    ‚(41) Abweichend von § 20 Satz 4 werden der Aufteilung der Mittel im 
Jahr 2023 die kurtaxepflichtigen Übernachtungen des Jahres 2018 zu 
Grunde gelegt. Im Jahr 2024 werden der Aufteilung der Mittel die kur-
taxepflichtigen Übernachtungen des Jahres 2022 zu Grunde gelegt. Mit 
den kurtaxepflichtigen Übernachtungen des Jahres 2022 wird in einen 
neuen Dreijahresturnus eingetreten.

    (42) Abweichend von § 29b Absatz 3 Satz 1 sowie § 29c Absatz 2  
Satz 7 und Absatz 3 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 4 wird im Jahr 
2022 anstelle der Kinderzahlen nach der Kinder- und Jugendhilfesta-
tistik des vorangegangenen Jahres der Durchschnitt der Kinderzah-
len nach den Kinder- und Jugendhilfestatistiken der Jahre 2020 und 
2022 zu Grunde gelegt. Kinder in zum 1. März 2021 erstmals in der 
Kinder- und Jugendhilfestatistik berücksichtigten Kindertageseinrich-
tungen werden dabei den Kinderzahlen nach der Kinder- und Jugend-
hilfestatistik des Jahres 2020 hinzugerechnet. Abweichend von § 29c 
Absatz 2 Satz 7 wird im Jahr 2023 anstelle der Kinderzahlen nach 
der Kinder- und Jugendhilfestatistik des zweitvorangegangenen Jahres 
der nach den Sätzen 1 und 2 errechnete Wert zu Grunde gelegt. Un-
abhängig davon erfolgt die Ermittlung des auf die unter dreijährigen 
Kinder entfallenden Anteils an den Nettobetriebsausgaben nach § 29c 
Absatz 2 Satz 5 auf Basis der gewichteten Kinderzahlen der Kinder- 
und Jugendhilfestatistiken. Bis die Kinderzahlen nach der Kinder- und 
Jugendhilfestatistik des Jahres 2022 zur Verfügung stehen, werden die 
Teilzahlungen nach § 33 Absatz 1 Nummer 1 nach der um ein Prozent 
gesteigerten Zahl der gewichteten betreuten Kinder des Jahres 2020 
bemessen.‘ “

V. Nach Artikel 8 wird folgender Artikel 9 eingefügt:

 „Artikel 9
 Überleitungsvorschrift

  Die am Tag vor dem Inkrafttreten und am Tag des Inkrafttretens dieses Arti-
kels im Amt befindlichen Polizeimeisterinnen und Polizeimeister werden in 
das Amt Polizeiobermeisterin beziehungsweise Polizeiobermeister übergelei-
tet. Die Beamtinnen und Beamten führen die neue Amtsbezeichnung.“

VI. Der bisherige Artikel 9 wird zu Artikel 10.
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B. Kenntnis zu nehmen:

 Von der Mitteilung des Ministeriums für Finanzen vom 30. November 2021
 – Empfehlung der Gemeinsamen Finanzkommission
 – Drucksache 17/1005.

3.12.2021

Der Berichterstatter:  Der Vorsitzende:

Norbert Knopf    Martin Rivoir
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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Gesetzentwurf der Landesregierung – Haus-
haltsbegleitgesetz 2022 – Drucksache 17/1001 in seiner 11. Sitzung am 3. De-
zember 2021 beraten. 

In die Beratung einbezogen wurde auch die Mitteilung des Ministeriums für Fi-
nanzen vom 30. November 2021 – Empfehlung der Gemeinsamen Finanzkom-
mission – Drucksache 17/1005. 

Die zu dieser Gesetzesberatung schriftlich eingebrachten Änderungsanträge Be-
gleitG/1 bis BegleitG/3 sind diesem Bericht beigefügt (siehe Anlagen). 

Der Ausschuss nimmt von der Mitteilung Drucksache 17/1005 oh-
ne Widerspruch Kenntnis.

Der Vorsitzende unterbreitet zunächst einen vom Ausschuss ohne Widerspruch 
gebilligten Verfahrensvorschlag und stellt schließlich auf Nachfrage fest, dass 
zum Gesetzentwurf Drucksache 17/1001 und zu den Änderungsanträgen keine 
Wortmeldungen bestehen. 

Dem Änderungsantrag BegleitG/1 insgesamt wird mehrheitlich zu-
gestimmt.

Dem Änderungsantrag BegleitG/2 wird einstimmig zugestimmt.

Dem Änderungsantrag BegleitG/3 insgesamt wird mehrheitlich zu-
gestimmt.

Dem Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 17/1001, im 
Ganzen wird mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich zu-
gestimmt.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE führt in Richtung der Oppositionsfrak-
tionen aus, aufgrund der Empfehlung der Gemeinsamen Finanzkommission, die 
Folgen für den Staatshaushalt habe, solle das Ganze schnell umgesetzt und im 
Sinne des Prinzips der Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit in den Einzel-
plänen verankert werden. Der Betrag von 170 Millionen € zur Unterstützung der 
Kommunen solle nicht einfach in die Risikorücklage eingestellt werden. Für die 
zweite Lesung im Landtag würden noch Änderungsanträge eingebracht, um die 
Verwendung des vorgenannten Betrags zu konkretisieren. Er bitte um Verständ-
nis, dass diese Änderungsanträge vorher nicht im Finanzausschuss hätten behan-
delt werden können.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD dankt für die Fairness seitens der Re-
gierungsfraktionen. Er meint, es wäre noch fairer, wenn die Änderungsanträge 
dem entsprächen, was er einer Pressemitteilung der Fraktion GRÜNE zu diesem 
Thema habe entnehmen können. Insofern wolle er wissen, ob er davon ausgehen 
könne, dass sich die mit den kommunalen Landesverbänden erzielten Ergebnisse 
in den Änderungsanträgen wiederfänden.

Der Abgeordnete der Fraktion GRÜNE entgegnet, davon werde ausgegangen.

6.12.2021

Norbert Knopf
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